
Öffentliche Sitzung des Bildungsausschusses vom 22. Mai 2019                                                           Beschlussseite
zu TOP 3 (Schulbauoffensive)

Beschluss:

1. Die Berichte „Prognose der Schülerzahlen für allgemeinbildende Schulen in 

München – Modellrechnung bis 2035“ sowie „Bestand und Prognosen für die 

öffentlichen Münchner Realschulen und Gymnasien“ werden zur Kenntnis 

genommen.

2. Der Stadtrat stimmt dem Vorschlag zu, den weiteren Planungen die unter 

Ziffer 1.b. des Vortrags der Referentin dargestellten maximalen Varianten des 

Planungskorridors der jeweiligen Bedarfsprognose zugrunde zu legen. 

3. Der Stadtrat stimmt dem Bedarf eines 6-zügigen Gymnasiums an der 

Lerchenauer Straße im 24. Stadtbezirk zu. Das Referat für Stadtplanung und 

Bauordnung wird gebeten, das bereits begonnene Bebauungsplanverfahren 

weiter voranzubringen.

4. Der Stadtrat stimmt dem Bedarf eines 6-zügigen Gymnasiums am Standort 

Bauernfeindstraße (ehemals Burmesterstraße) im 12. Stadtbezirk zu. Das 

Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird gebeten, das bereits 

begonnene Bebauungsplanverfahren weiter voranzubringen. Das Referat für 

Bildung und Sport wird beauftragt, den Antrag auf Errichtung beim 

Bayerischen Staatsministerium für Unterricht und Kultus zu stellen. 

5. Ein weiteres Gymnasium wird im 2. Realisierungsabschnitt in Freiham 

aufgrund der demografischen Entwicklung dort als erforderlich erachtet. Das 

Referat für Bildung und Sport wird beauftragt, hierzu einen Antrag auf 

Errichtung beim Bayerischen Staatsministerium für Unterricht und Kultus zu 

stellen.
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6. Der Stadtrat stimmt dem Bedarf einer 5-zügigen Realschule an der 

Forstenrieder Allee zu. Das Referat für Bildung und Sport wird beauftragt, 

hierzu einen Antrag auf Errichtung beim Bayerischen Staatsministerium für 

Unterricht und Kultus zu stellen. Das Referat für Stadtplanung und 

Bauordnung wird gebeten, das dafür erforderliche Bebauungsplanverfahren 

durchzuführen.

7. Ein weiterer Realschulstandort am Campus Westpark wird aufgrund der 

demografischen und pädagogischen Raumbedarfe als erforderlich erachtet. 

Das Referat für Bildung und Sport wird beauftragt, hierzu einen Antrag auf 

Errichtung beim Bayerischen Staatsministerium für Unterricht und Kultus zu 

stellen.

8. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird gebeten, im Rahmen der 

städtebaulichen Entwicklung im Münchner Nordwesten / Bereich Langwied je 

einen Standort für eine Realschule und ein Gymnasium zu sichern.

9. Die in der AG SBO vertretenen Referate werden gebeten, das Referat für 

Bildung und Sport bei der Realisierung der benötigten Standorte zu 

unterstützen. Die sich daraus entwickelnden Baumaßnahmen fließen in eines 

der nächsten Schulbauprogramme ein und stehen damit unter dem Vorbehalt 

der in diesem Rahmen vom Stadtrat konkret zu beschließenden Finanzierung.

10. Hiermit sind folgende Stadtratsanträge geschäftsordnungsgemäß behandelt:

- Antrag Nr. 14-20 / A 03594 von Frau StRin Beatrix Burkhardt, Herrn StR 

Johann Sauerer vom 15.11.2017

Hiermit sind folgende Bürgerversammlungs-Empfehlungen nach Art. 18 Abs. 4 

GO ordnungsgemäß behandelt:

- BV-Empfehlung Nr. 14-20 / E 02325 der Bürgerversammlung des 

Stadtbezirkes 18 - Untergiesing-Harlaching vom 15.11.2018

- BV-Empfehlung Nr. 14-20 / E 01847 der Bürgerversammlung des 



Öffentliche Sitzung des Bildungsausschusses vom 22. Mai 2019                                                                            -   3   -

Stadtbezirkes 18 - Untergiesing-Harlaching vom 16.11.2017

11. Die Verwaltung (Referat für Bildung und Sport und Kommunalreferat) 

wird beauftragt, zur Sicherung des Bedarfs an Gemeinbedarfsflächen im 

Münchner Süden Verhandlungen mit privaten Grundstückseigentümern 

aufzunehmen, um geeignete größere Flächen für den Schul-, Kita- und 

Sportbau zu erwerben. Die Ergebnisse der Verhandlungen werden dem 

Stadtrat vorgestellt.

12. Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.

Die endgültige Beschlussfassung obliegt der Vollversammlung des Stadtrates.


